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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Pohle 


Die Bundesregierung hat die Verordnung am 
27. Januar 1967 dem Bundestag zugeleitet, der sie 
in der 90. Vollversammlung am 1. Februar 1967 an 
den Finanzausschuß federführend, an den Ausschuß | 
für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mitberatend j 
sowie an den Ilaiishaltsausschuß mitberatend und 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung überwiesen hat. 
Die mitbeteiligten Ausschüsse haben die Verord- 
nung ebenso wie der Finanzausschuß am 2. Februar 
1967 gebilligt. 

Die Wirksamkeit der Verordnung ist von der 
Zustimmung des Bundesrats und des Bundestags 
abhängig, die keine Möglichkeit haben, Änderun- 
gen am Inhalt der Verordnung vorzunehmen. Der 
Finanzausschuß hat somit seine Beratungen im we- 
sentlichen auf die Frage beschränkt, ob die gesetz- 
lichen Voraussetzungen für die Anwendung der 
Ermächtigung des § 51 Abs. 1 Ziff. 2 Buchstabe s 
des Einkommensteuergesetzes gegeben sind und ob 
er der Ansicht der Bundesregierung folgt, daß in 
der gegenwärtigen Konjunktursituation die Anwen- 
dung der Ermächtigung angebracht ist. Im übrigen 
hat er sich von den Vertretern der Bundesregie- 
rung Erläuterungen über gewisse Einzelheiten der 
Verordnung geben lassen. 

Der Finanzausschuß erkannte an, daß die gesetz- 
lichen Voraussetzungen — eine sich abzeichnende 
gesamtwirtschaftliche Konjunkturabschwächung, die 
eine nachhaltige Verringerung der Umsätze oder der 
Beschäftigung erwarten läßt, insbesondere ein er- 
heblicher Rückgang der Nachfrage — gegenwärtig 
vorliegen. Der Ausschuß war auch mit großer Mehr- 
heit der Ansicht, daß Sonderabschreibungen, wie sie 
in der Verordnung vorgesehen sind, ein geeignetes 
Mittel dazu sein können, zusammen mit den übrigen 


von der Bundesregierung vorgesehenen Maßnah- 
men der Investitionsneigung der Wirtschaft neue 
Impulse zu verleihen und damit zu einer allge- 
I meinen Wirtschaftsbelebung beizutragen. Abge- 
j sehen von den finanziellen Anreizen, die aus den 
Sonderabschreibungen für die Unternehmen er- 
wachsen, scheint dem Ausschuß die Verordnung vor 
allem von psychologischer Bedeutung für die Wirt- 
schaft zu sein. 

Der Ausschuß erörterte auch die Frage, inwieweit 
die Verordnung geeignet ist, gewisse strukturelle 
Ursachen von Schwächeerscheinungen in der Wirt- 
schaft zu beheben. Er ist sich darüber im klaren, daß 
die generellen Sonderabschreibungen in erster 
Linie von den Unternehmen und Unternehmensbe- 
reichen in Anspruch genommen werden, die sofor- 
tige Vorteile infolge einer entsprechenden Gewinn- 
situation daraus ziehen können. Die Unternehmen, 
die während des Begünstigungszeitraums nicht in 
dieser Gewinnsituation sind, können gegebenen- 
falls die steuerlichen Vorteile der Sonderabschrei- 
bungen durch den Verlustvortrag in anschließenden 
Gewinnjahren realisieren. Darüber hinaus sind in 
allen Bereichen der Wirtschaft belebende Sekundär- 
wirkungen zu erwarten. 

Der Ausschuß hält es auch für angemessen, daß 
die Geltungsdauer der Verordnung auf 9 Monate 
beschränkt ist. Diese Beschränkung dürfte auf eine 
beschleunigte Willensbildung bei den Unternehmen, 
geplante Investitionen vorzunehmen, hinwirken. 
Ein gewisses Problem ergibt sich hinsichtlich der- 
jenigen Investitionen, deren Planung und Durch- 
führung notwendigerweise einen Zeitraum in An- 
spruch nimmt, der über die in der Verordnung vor- 
gesehenen Fristen hinaiisgeht. In der vorliegenden 
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Verordnung konnte die Bundesregierung für diese 
Investitionen keine befriedigende Regelung vor- 
sehen, weil sie an die Regelungen in der gesetzlichen 
Ermächtigung selbst gebunden ist. Unter Umständen 
bietet jedoch der vom Bundestag gegenwärtig be- 
ratende Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der 
wirtschaftlichen Stabilität — Drucksache V/890 — 
die Möglichkeit, gewisse Verbesserungen auch für 
diesen Bereich von Investitionen vorzusehen. 


Bonn, den 2. Februar 1967 


Dr. Pohle 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

der Verordnung — Drucksache V/1341 — zuziistim- 
men. 


Bonn, den 2. Februar 1967 


Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Dr. Pohle 

Vorsitzender Berichterstatter 


angenommen in der 92. Plenarsitzung am 3. Februar 1967 
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